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Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder (Punkt 8 der Tagesordnung) 
 

I. Rechtsgrundlage der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder  

Grundlage der Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats ist § 14 der Satzung der Mainova AG. Danach 

erhalten die Aufsichtsratsmitglieder für ihre Tätigkeit eine fixe Vergütung, deren Höhe im Einzelnen von 

den übernommenen Aufgaben im Aufsichtsrat bzw. in dessen Ausschüssen abhängt. Eine variable 

Vergütung, die vom Erreichen bestimmter Erfolge bzw. Ziele abhängt, ist für die Aufsichtsratsmitglieder 

nicht vorgesehen. 

§ 14 der Satzung der Mainova AG hat derzeit folgenden Wortlaut: 

„(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält nach Ablauf des Geschäftsjahres eine feste jährliche 

Vergütung in Höhe von Euro 10.000,00. Der Vorsitzende erhält das Doppelte, die stellvertretenden 

Vorsitzenden erhalten das Anderthalbfache dieser Vergütung. 

(2) Die Vergütung nach Absatz 1 erhöht sich für Vorsitzende von Ausschüssen des Aufsichtsrats um 

Euro 5.000,00 für die übrigen Mitglieder von Ausschüssen des Aufsichtsrats um Euro 2.000,00. Als 

Ausschuss im Sinne von Satz 1 gilt nicht der Ausschuss nach § 27 Mitbestimmungsgesetz. 

(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrats und die Mitglieder der Ausschüsse erhalten zusätzlich für jede 

Sitzung des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse, an der sie teilgenommen haben, eine 

Auslagenpauschale von jeweils Euro 400,00.  

(4) Aufsichtsratsmitglieder, die nicht während des ganzen Geschäftsjahres im Amt waren, erhalten für 

jeden angefangenen Monat ihrer Amtszeit 1/12 der jährlichen Vergütung. 

(5) Die auf die Vergütung und Auslagen zu zahlende Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft erstattet. 

(6) Die Gesellschaft ist berechtigt, auf ihre Kosten zugunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine 

angemessene Directors & Officers (D&O)-Versicherung abzuschließen.“ 

 

II. Darstellung des Vergütungssystems der Aufsichtsratsmitglieder 

Das hinter der Regelung des § 14 der Satzung stehende Vergütungssystem für die Mitglieder des 

Aufsichtsrats der Mainova AG wird im Folgenden nach Maßgabe der §§ 113 Abs. 3, 87a Abs. 1 Satz 2 

AktG dargestellt. 

 

1. Inhaltliche Ausgestaltung 

Das Vergütungssystem ist einfach, klar und verständlich ausgestaltet. Die Aufsichtsratsmitglieder 

erhalten die in der Satzung festgelegte Festvergütung. Der Aufsichtsratsvorsitzende erhält das 

Doppelte, seine Stellvertreter das Anderthalbfache dieser Vergütung. Für die Mitgliedschaft in 

Ausschüssen wird eine zusätzliche Vergütung in Höhe von Euro 2.000,00 und für den jeweiligen Vorsitz 

im Ausschuss eine zusätzliche Vergütung in Höhe von Euro 5.000,00 für jedes volle Geschäftsjahr 

gewährt.  

Der Aufsichtsrat ist anders als der Vorstand nicht operativ tätig und trifft keine Entscheidungen zur 

Geschäftsstrategie. Vielmehr leistet der Aufsichtsrat durch seine Überwachungstätigkeit einen Beitrag 

zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft (§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 AktG).  
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Die Gewährung einer reinen Festvergütung ohne variable Bestandteile hat sich bewährt und entspricht 

der gängigen Praxis in anderen börsennotierten Gesellschaften. Eine ausschließliche Festvergütung für 

die Mitglieder des Aufsichtsrats ist am besten geeignet, der unabhängig vom Unternehmenserfolg zu 

erfüllenden Kontrollfunktion des Aufsichtsrats Rechnung zu tragen. Der Aufsichtsrat kann mit einer 

solchen Vergütungssystematik seine Entscheidungen zum Wohle der Gesellschaft und damit 

ausgerichtet an der langfristigen Geschäftsstrategie und an der nachhaltigen Entwicklung der 

Gesellschaft treffen, ohne dabei anderweitige Motive zu verfolgen, welche gegebenenfalls aus einer 

erfolgsorientierten Vergütung abgeleitet werden könnten. Die Vergütung des Aufsichtsrats enthält daher 

keine variablen Vergütungsbestandteile (§ 87a Abs. 1 S. 2 Nrn. 3, 4 und 6 AktG) und auch keine 

aktienbasierten Bestandteile (§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 7 AktG). Es bestehen keine Aufschubzeiten für die 

Auszahlung von Vergütungsbestandteilen (§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 5 AktG). 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist abschließend in der Satzung geregelt; 

Nebenvereinbarungen bestehen nicht. Die Vergütung ist an die Dauer der Bestellung gekoppelt. 

Zusagen von Entlassungsentschädigungen, Ruhegehalts- und Vorruhestandsregelungen bestehen 

nicht (§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 8 AktG). 

 

2. Verfahren  

Der Aufsichtsrat überprüft regelmäßig, spätestens alle vier Jahre, die Angemessenheit der Struktur und 

Höhe seiner Vergütung.  

Hierzu wertet der Aufsichtsrat – bei Bedarf unter Hinzuziehung externer Vergütungsexperten – die 

Aufsichtsratsvergütung bei anderen vergleichbaren Unternehmen aus und vergleicht diese mit der 

Vergütung des Aufsichtsrats der Mainova AG (horizontaler Vergleich). Die Gruppe der 

Vergleichsunternehmen wird mit den Kriterien Branche und Größe gebildet. Die Kennzahlen für die 

Größe eines Unternehmens sind maßgeblich für die angemessene Vergütungshöhe und damit als 

Beurteilungskriterium zum Zweck des Vergütungsvergleiches etabliert. Als konkrete Kriterien für die 

Bildung der Vergleichsgruppe werden die Umsatzerlöse und die Mitarbeiterzahl verwendet. Um für den 

Vergütungsvergleich die Branchenzugehörigkeit zu berücksichtigen, werden bevorzugt Unternehmen 

aus der Branche „Energieversorgung“ verwendet. Für den im Jahr 2024 durchgeführten horizontalen 

Vergleich wurden neun deutsche Unternehmen aus dem Bereich der Energieversorgung bzw. 

Daseinsvorsorge herangezogen, die in Bezug auf Umsatz, EBIT und Mitarbeiterzahl mit der Mainova 

AG vergleichbar sind. 

Aufgrund der besonderen Natur der Aufsichtsratsvergütung, die für eine Tätigkeit gewährt wird, die sich 

grundlegend von der Tätigkeit der Arbeitnehmer der Mainova AG unterscheidet, kommt bei der 

Überprüfung und Festsetzung der Vergütung ein vertikaler Vergleich mit der Vergütung der 

Arbeitnehmer der Mainova AG nicht in Betracht (§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 9 AktG). Auf der Basis dieser 

Analyse entscheidet der Aufsichtsrat über etwa erforderliche Änderungen seiner Vergütung.  

Im Falle der Befassung der Hauptversammlung (§ 113 Abs. 3 S. 1 AktG) werden Vorstand und 

Aufsichtsrat dieser das Vergütungssystem zur Billigung vorlegen. Sofern Anlass besteht, das 

Vergütungssystem für den Aufsichtsrat zu ändern, werden Vorstand und Aufsichtsrat der 

Hauptversammlung in diesem Zusammenhang auch einen Vorschlag für eine entsprechende Änderung 

von § 14 der Satzung der Mainova AG vorlegen.  

Es liegt in der Natur der Sache, dass die Mitglieder des Aufsichtsrats in die Ausgestaltung des für sie 

maßgeblichen Vergütungssystems eingebunden sind. Den innewohnenden Interessenkonflikten wirkt 

aber entgegen, dass die Entscheidung über die letztendliche Ausgestaltung des Vergütungssystems 

kraft Gesetzes der Hauptversammlung zugewiesen ist und dieser hierzu ein Beschlussvorschlag sowohl 

des Aufsichtsrats als auch des Vorstands unterbreitet wird. 

 

III. Fortführung der bestehenden Systematik  

Auf der Grundlage der durchgeführten Evaluierung soll die bestehende Vergütungssystematik 

unverändert fortgeführt werden. 


